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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Lebensmittelgesetzes 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 164. Sitzung am 19. Oktober 1956 ge- 
mäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Ent- 
wurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. Im übri- 
gen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Einwendungen er- 
hoben. Er ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung be- 
darf. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bun- 
desrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr, h. c. Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Lebensmittelgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über den Verkehr mit Lebens- 
mitteln und Bedarfsgegenständen in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 17. Januar 
1936 (Reichsgesetzbl. I S. 17) und der Ver- 
ordnung vom 14. August 1943 (Reichsgesetz- 
bl. I S. 488) wird wie folgt geändert und er- 
gänzt: 

l.In § 1 Abs. 1 werden hinter „gegessen'* 
ein Komma und das Wort „gekaut“ ein- 
gefügt. 

2. In § 2 wird die Nummer 6 gestrichen. 

3. Hinter § 4 werden folgende §§ 4 a, 4 b 
und 4 c eingefügt: 

„§ 4 a 

(1) Es ist verboten, Lebensmitteln, die 
für andere bestimmt sind, fremde Stoffe 
unmittelbar oder in Vermischung mit 
anderen Lebensmitteln zuzusetzen, soweit 
sie nicht für diesen Zweck ausdrücklich 
zugelassen sind. Das Verbot gilt auch, so- 
weit die fremden Stoffe nur der Ober- 
fläche des Lebensmittels zugesetzt wer- 
den, die nidit zum Verzehr bestimmt ist. 

(2) Fremde Stoffe im Sinne des Absat- 
zes 1 sind Stoffe, die weder als selbstän- 
dige Lebensmittel verkehrsüblich, noch 
verkehrsüblichen Lebensmitteln als den 
Nährstoffwert, den Wirkstoffwert oder 
den Geschmackswert bestimmende Be- 
standteile von Natur aus eigen sind. 

(3) Dem Zusetzen fremder Stoffe nach 
Absatz 1 steht gleich 


1. das Erzeugen fremder Stoffe in einem 
Lebensmittel durch ein Behandlungs- 
verfahren, 

2. das Bestrahlen von Lebensmitteln mit 
ionisierenden Strahlen, 

3. die Verwendung von Bedarfsgegen- 
ständen im Sinne des § 2 Nr. 1 in der 
Weise, daß von ihnen fremde Stoffe 
auf Lebensmittel oder ihre Oberfläche 
übergehen können. 

§ 4b 

Der Bundesminister des Innern wird 
ermächtigt, im Einvernehmen mit den 
Bundesministern für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten und für Wirt- 
schaft durch Rechtsverordnung mit Zu- 
stimmung des Bundesrates zu bestimmen, 
daß einzelne Stoffe und Verfahren den 
Bestimmungen des § 4 a nicht unterliegen, 
wenn sie nach allgemeiner Verkehrsauf- 
fassung nicht als fremde Stoffe im Sinne 
des § 4 a Abs. 2 oder nicht als Behand- 
lung der Lebensmittel im Sinne des § 4 a 
Abs. 3 anzusehen sind. Im Falle des § 4 a 
Abs. 3 Nr. 2 ist außerdem das Einverneh- 
men mit dem Bundesminister für Atom- 
fragen herzustellen. 

S 4c 

Es ist verboten, 

1. Lebensmittel, denen nicht zugelassene 
fremde Stoffe zugesetzt sind, anzubie- 
ten, zum Verkauf vorrätig zu halten, 
feilzuhalten, zu verkaufen oder sonst 
in den Verkehr zu bringen, 

2. zugelassene fremde Stoffe auch bei 
Kenntlichmachung so zu verwenden, 
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daß sie die Verdorbenheit eines Le- 
bensmittels verdecken können, 

3. im Verkehr mit Lebensmitteln, die zu- 
gelassene fremde Stoffe enthalten, oder 
in der Werbung für solche Lebensmit- 
tel Bezeichnungen, Aufmachungen oder 
sonstige Angaben zu gebrauchen, die 
darauf hindeuten, daß die Lebensmittel 
rein, natürlich, naturrein, naturbelas- 
sen, diätetisch wertvoll, gesundheitlich 
verträglich oder für Kinder und Scho- 
nungsbedürftige unbedenklich seien. 
Das gilt nicht für zutreffende Bezeich- 
nungen und Angaben Im Verkehr mit 
diätetischen Lebensmitteln, wenn deren 
Gehalt an fremden Stoffen dem ange- 
strebten und angegebenen diätetischen 
Zweck dient. ‘‘ 

4. Hinter § 5 werden folgende §§ 5 a und 
5 b eingefügt: 

„§ 5 a 

Der Bundesminister des Innern kann 
im Einvernehmen mit den Bundesmini- 
stern für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten und .für Wirtschaft und im Falle 
des § 4 a Abs. 3 Nr. 2 außerdem mit dem 
Bundesminister für Atomfragen durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates, soweit dies mit dem Schutz 
des Verbrauchers vereinbar ist, 

1. fremde Stoffe oder Behandlungsverfah- 
ren im Sinne des § 4 a allgemein oder 
für bestimmte Lebensmittel und Be- 
darfsgegenstände nach § 2 Nr. 1 oder 
für bestimmte Verwendungszwecke zu- 
lassen, 

2. Höchstmengen für den Gehalt an den 
nach Nummer 1 zugelassenen fremden 
Stoffen in Lebensmitteln festsetzen und 
vorschreiben, wie der Gehalt an solchen 
Stoffen kenntlich zu machen ist, 

3. Farbstoffe bezeichnen, die verwendet 
werden dürfen für das Färben, Stem- 
peln und Bedrucken der Oberfläche von 
Lebensmitteln, von Überzügen, die mit 
einem Lebensmittel unmittelbar in 
Verbindung gebracht werden und ihm 
anhaften, und von Verpackungsmitteln, 
die bei bestimmungsgemäßem Ge- 
brauch mit dem Lebensmittel unmittel- 
bar in Berührung kommen, 

4. für Pflanzenschutz- und Schädlingsbe- 
kämpfungsmittel, Vorratsschutzmittel 


und Mittel zur Verhütung des Keimens 
von Kartoffeln und zur Beeinflussung 
des Fruchtansatzes oder Fruchtabfalls 
Höchstmengen festsetzen, die in Le- 
bensmitteln bei der Abgabe an den 
letzten Verbraucher als Reste noch ent- 
halten sein dürfen. 

§ 5b 

Der Bundesminister des Innern kann 
im Einvernehmen mit den Bundesmini- 
stern für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten und für Wirtschaft durch Rechts- 
verordnung mit Zustimmung des Bundes- 
rates Ausnahmen von den Verboten der 
§§ 4, 4 a und 4 c Nr. 1 und den nach 
§§ 5 und 5 a erlassenen Vorschriften für 
Erzeugnisse, die zur Lieferung in Gebiete 
außerhalb des Geltungsbereichs dieses 
Gesetzes bestimmt sind, zulassen, soweit 
nicht die Vorschriften des Empfangslan- 
des entgegenstehen. Im Falle des § 4 a 
Abs. 3 Nr. 2 ist außerdem das Einver- 
nehmen mit dem Bundesminister für 
Atomfragen herzustellen." 

5. In § 6 Abs. 1 werden hinter „vorzuneh- 
men“ ein Komma und die Worte ein- 
gefügt: „geschäftliche Aufzeichnungen, 
Frachtbriefe und Bücher einzusehen, so- 
weit das für die Prüfung der vorschrifts- 
mäßigen Behandlung, Beschaffenheit und 
Kenntlidimachung der Lebensmittel und 
Bedarfsgegenstände, ihrer Herkunft und 
Verteilung erforderlich ist,“. 

6. § 11 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Wer vorsätzlich einem der Ver- 
bote des § 3, des § 4, des § 4 a, des § 4 c 
oder einer nach § 5 Nr. 1 bis 3, Nr. 6 
oder nach § 5 a erlassenen Vorschrift zu- 
widerhandelt, wird mit Gefängnis und 
mit Geldstrafe oder mit einer dieser Stra- 
fen bestraft.“ 

7. § 11 Abs. 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Ist die Zuwiderhandlung gegen ein 
Verbot des § 3, des § 4 Nr. 2 oder 3, des 
§ 4 a, des § 4 c oder gegen eine nach § 5 
Nr. 1 bis 3, Nr. 6 oder nach § 5 a erlas- 
sene Vorschrift fahrlässig begangen, so 
tritt Geldstrafe und Gefängnis oder eine 
dieser Strafen ein.“ 

8. § 19 wird gestrichen. 
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9. In § 20 wird der Absatz 2 gestrichen. Im 
bisherigen Absatz 1 fällt das Absatzzei- 
chen weg. 

10. Hinter § 20 werden folgende §§ 20 a und 
20 b eingefügt: 

„§ 20 a 

(1) Von den Verboten der §§ 4, 4 a 
und 4 c Nr. 1 und den nadi §§ 5 und 5 a 
erlassenen Vorsdiriften können Ausnah- 
men Im Einzelfall nach Maßgabe der Ab- 
sätze 2 und 3 zugelassen werden. 

(2) Ausnahmen dürfen nur zugelassen 
werden 

1. für Versuche, die unter amtlicher Be- 
obachtung durchgeführt werden, 

2. für Erzeugnisse, die zur Lieferung in 
Gebiete außerhalb des Geltungsbereichs 
dieses Gesetzes bestimmt sind, soweit 
nidit die Vorschriften des Empfangs- 
landes entgegenstehen, 

3. wenn die Versorgung der Bevölkerung 
mit lebensnotwendigen Lebensmitteln 
oder Bedarfsgegenständen dies dringend 
erfordert, 

4. für die Herstellung von bestimmten 
Lebensmitteln für die Sonderverpfle- 
gung von Angehörigen der Bundes- 
wehr, verbündeter Streitkräfte, des 
Bundesgrenzschutzes, der Polizei und 
von Hilfs- und Notdiensten. 

(3) In den Fällen des Absatzes 2 Nr. 1 
und 3 dürfen keine Ausnahmen von den 
Rechtsvorschriften über die ausreichende 
Kenntlichmadiung zugelassen werden. 

§ 20b 

(1) Zuständig für die Zulassung von 
Ausnahmen ist der Bundesrpinister des 
Innern im Einvernehmen mit den Bun- 
desministern für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten und für Wirtschaft; 
für Ausnahmen von Vorschriften über 
das Bestrahlen von Lebensmitteln ist 
außerdem das Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Atomfragen herzu- 
stellen. Soweit in den Fällen des § 20 a 
Abs. 2 Nr. 4 die Lebensmittel für die 
Bundeswehr oder verbündete Streitkräfte 
bestimmt sind, ist der Bundesminister für 
Verteidigung zuständig. 

(2) Die Zulassung einer Ausnahme Ist 
jeweils auf längstens zwei Jahre zu befri- 


sten. Sie kann auf Antrag jeweils um ein 
Jahr verlängert werden, wenn die Vor- 
aussetzungen für die Zulassung fort- 
dauern. Die Ausnahmebewilligung kann 
aus wichtigem Grunde vor Ablauf der 
Frist widerrufen werden; hierauf ist bei 
der Zulassung hinzu weisen." 

11. In § 21 Abs. 1 wird hinter „§ 5" einge- 
fügt „und § 5 a". 


Artikel 2 

Alle vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
bewilligten Ausnahmen von Vorschriften 
des Lebensmittelgesetzes oder der nach § 5 
des genannten Gesetzes erlassenen Reditsver- 
ordnungen, die auf Grund des § 20 des ge- 
nannten Gesetzes oder auf Grund anderer 
Ermächtigungen oder sonst zugelassen wor- 
den sind, erlöschen spätestens ein Jahr nach 
der Verkündung dieses Gesetzes. Alle bisher 
bestehenden Ermäditigungen zur Zulassung 
von Ausnahmen der genannten Art erlöschen 
am Tage nadi der Verkündung dieses Ge- 
setzes. 

Artikel 3 

(1) Der Bundesminister des Innern wird 
ermächtigt, gemeinsam mit dem Bundesmini- 
ster für Ernährung, Landwirtschaft und For- 
sten die nachstehend aufgeführten Vorschrif- 
ten durch Rechtsverordnung mit Zustim- 
mung des Bundesrates aufzuheben: 

Verordnung über den Verkehr mit Süßstoff 
vom 27. Februar 1939 (Reichsgesetzbl. I 

S. 336), 

Verordnung über den Handel mit Bienen- 
honig vom 22. Oktober 1935 (Reichsgesetz- 
bl. I S. 1253), 

Verordnung über den Handel mit Kunst- 
honig in Packungen vom 16. Mai 1941 
(Reidisgesetzbl. I S. 278), 

Polizeiverordnung über den Verkehr mit 
Frühlings-Lorcheln vom 6. April 1939 
(Reichsgesetzbl. I S. 747). 

(2) Der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten wird ermächtigt, 
gemeinsam mit dem Bundesminister des 
Innern die nachstehend aufgeführten Vor- 
sdiriften durch Rechtsverordnung mit Zu- 
stimmung des Bundesrates aufzuheben; 

Bekanntmachung über fetthaltige Zuberei- 
tungen vom 26. Juni 1916 (Reichsgesetzbl. 
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S. 589) in der Fassung der Verordnung zur 
Änderung der Margarine-Bewirtschaftung 
vom 14. September 1939 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1854), 

Verordnung des Reichspräsidenten zur För- 
derung der Verwendung inländischer tieri- 
scher Fette und inländischer Futtermittel 
vom 23. Dezember 1932 (Reichsgesetzbl. I 
S. 575), 

Verordnung über den Verkehr mit Erzeug- 
nissen der Margarinefabriken und Ölmühlen 
vom 13. April 1933 (Reichsgesetzbl. I S. 201) 
in der Fassung der Zweiten Verordnung über 
den Verkehr mit Erzeugnissen der Marga- 
rinefabriken und Ölmühlen vom 1. Mai 1933 
(Reidasgesetzbl. I S. 259), 

Verordnung über fetthaltige Zubereitungen 
vom 22. Mai 1933 (Reichsgesetzbl. I S. 288). 

Artikel 4 

Rechtsvorschriften, die für bestimmte Le- 
bensmittel, Stoffe oder Behandlungsverfah- 
ren erlassen worden sind, bleiben unberührt. 


B e g r ü 

A. Allgemeines 

Das Lebensmittelgesetz von 1927 (LMG), das 
ln seiner jetzigen Fassung im wesentlichen 
auf der Novelle von 1936 beruht, entspricht 
nicht mehr den heutigen Bedürfnissen. In 
den letzten 20 Jahren hat sich die Lebens- 
mittelkunde und -technik in einem unerhör- 
ten Maße entwickelt. Das Zusetzen chemi- 
scher Substanzen, wie Farben und Konservie- 
rungsmittel, hat stark zugenommen. Die 
Ansprüche der Verbraucherschaft an die 
Güte des Angebotes sowie an die Auf- 
machung und Verpackung der Lebensmittel 
steigen beständig. Die fortschreitende Ent- 
wicklung der Werbetechnik läßt auch auf 
dem Gebiete der Werbung für Lebensmittel 
und ihrer Kennzeichnung immer neue Fra- 
gen entstehen, und schließlich macht die Not- 
wendigkeit, eine gleichmäßige Handhabung 
der lebensmittelrechtlichen Bestimmungen 
durch die Exekutive der Länder sicherzustel- 
len, die Überprüfung zahlreicher Vorschrif- 
ten des geltenden Lebensmittelrechts auf die 
Präzision Ihrer Fassung hin erforderlich. 

Ein weiteres Problem ergibt sich aus der zur 
Zeit noch mangelnden Systematik des in' 


Artikel 5 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf 
Grund dieses Gesetzes erlassen werden, gel- 
ten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. 


Artikel 6 

(1) Artikel 1 Nr. 3 (mit Ausnahme des 
neuen § 4 b des Lebensmittelgesetzes), Nr. 6 
und 7 treten ein Jahr nach der Verkündung 
dieses Gesetzes in Kraft. Im übrigen tritt die- 
ses Gesetz am Tage nach seiner Verkündung 
in Kraft. 

(2) Soweit Lebensmittel bis zum Ablauf 
eines Jahres nach der Verkündung dieses Ge- 
setzes hergestellt werden, findet der neue 
§ 4 c des Lebensmittelgesetzes erst nach Ab- 
lauf von zwei Jahren nach der Verkündung 
dieses Gesetzes Anwendung. 


n d u n g 

zahlreichen Einzelgesetzen und -Verordnun- 
gen ungleichmäßig gewachsenen Lebensmit- 
telrechts. Neben dem Lebensmittelgesetz, das 
die allgemeinen Vorschriften insbesondere 
über den Schutz des Verbrauchers vor ge- 
sundheitlichen Gefahren (§ 3) und vor Täu- 
schung (§ 4) enthält, gibt es noch eine Reihe 
von Spezialgesetzen, wie z. B. das Wein-, das 
Milch- und das Brotgesetz. Manche dieser 
Gesetze, aber nicht alle, enthalten die Vor- 
schrift, daß das Lebensmittelgesetz daneben 
„unberührt" bleibt. Trotzdem ergeben sich 
gelegentlich Schwierigkeiten für die Anwen- 
dung, zumal die Strafbestimmungen keines- 
wegs einheitlich sind. 

Erhebliche Unklarheiten bestehen in den 
lebensmittelreditlichen Verhältnissen ferner 
dadurch, daß die Möglichkeit, Ausnahmen 
von den Vorschriften des Lebensmittelge- 
setzes zu bewilligen (§ 20 Abs. 2 LMG), in 
den letzten Jahrzehnten, besonders im Kriege 
und in den ersten Nachkriegsjahren groß- 
zügig gehandhabt worden ist. 

Dem Gesetzgeber erwächst aus allem die 
Aufgabe einer Neuordnung des gesamten 
Lebensmittelrechts mit dem Ziele einer syste- 



matischen Gliederung. Das Lebensmittelge- 
setz muß ergänzt und verdeutlicht und es 
müssen gewisse allgemeine Prinzipien dem 
Lebensmittelgesetz und den Spezialgesetzen 
zugrunde gelegt werden. Die Spezialgesetze 
müssen auf gleichmäßigen und zeitgemäßen 
Stand gebraAt und an die Grundsätze des 
Lebensmittelgesetzes und seiner Strafbestim- 
mungen angepaßt werden. Die sehr zahlrei- 
chen Ausführungsvorschriften sind nach ein- 
heitlichen Grundzügen umzugestalten und 
nach dem heutigen Stand wissenschaftlicher 
Erkenntnisse und praktischer Erfahrungen 
der Rechtspflege zu ergänzen, wobei vertret- 
bare technische Fortschritte zu berücksichti- 
gen, unzeitgemäße Mißbräuche auszumerzen 
sind. 

Die Arbeiten für eine solche grundlegende 
Reform sind im Gange. Bevor sie abgeschlos- 
sen werden können, müssen noch verschie- 
dene wissenschaftliche Vorarbeiten auf dem 
Gebiete der Ernährungsphysiologie, Pharma- 
kologie und Lebensmitteltechnologie zu Ende 
geführt werden, die der Regelung gewisser 
Spezialprobleme zugrunde zu legen sind. 

Es sind jedoch in der Hauptsache zwei Fra- 
gen, die vordninglidi geregelt werden müs- 
sen, das ist der Zusatz von Fremdstoffen zu 
Lebensmitteln und die Neuregelung der Vor- 
aussetzungen für die Bewilligung von Aus- 
nahmen von den Vorschriften des Gesetzes. 
Mit der Regelung dieser beiden Fragen kann 
nicht bis zur Durchführung des gesamten 
großen Reformwerkes gewartet werden. Die 
Öffentlichkeit erwartet, daß auch die Bun- 
desrepublik zu dem Problem der Fremd- 
stoffzusätze eine klare Stellung einnimmt, 
und in der Frage der Ausnahmebewilligun- 
gen muß dieser Möglichkeit, das Lebensmit- 
telrecht auszuhöhlen, ein enger Rahmen ge- 
setzt werden. 

Neben diesen beiden Hauptanliegen des vor- 
liegenden Entwurfs wurden noch einige Ver- 
änderungen an dem Wortlaut des Lebensmit- 
telgesetzes vorgenommen, die sich schon 
lange als notwendig erwiesen haben, um zur 
Verbesserung des Verbraucherschutzes die 
Schlagkraft der amtlichen Lebensmittelüber- 
wachung zu stärken. 

Von den sonstigen Vorschriften des Gesetzes 
ist hier nur noch die Bestimmung zu nennen, 
wonach alle vor dem Inkrafttreten des vor- 
liegenden Gesetzes bewilligten Ausnahmen 
beseitigt werden, um auf diesem Gebiet zu 
klaren Verhältnissen zu kommen. 


Da dieser Entwurf zunächst nur den ersten 
Reformschritt darstellt, ist davon abgesehen 
worden, jetzt schon die Paragraphenzähltmg 
des Gesetzes durchlaufend zu ändern. Auch 
der freiwerdende Platz des bisherigen § 19 
ist für andere Verwendung bei der weiteren 
Reform des Lebensmittelgesetzes offengelas- 
sen worden. 


B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 Nr. 1 (§ 1 LMG) 

Die Verwendung von fremden Stoffen in 
Lebensmitteln muß nach § 4 a ff. einschrän- 
kenden Regelungen unterworfen werden. 
Der Anlaß dazu Ist in der Begründung zu 
Artikel 1 Nr. 3 und 4 erläutert. In diesem 
Zusammenhang ist es zur Verbesserung des 
Verbraucherschutzes notwendig, den Begriff 
„Lebensmittel“ ausdrücklich auch auf solche 
Zubereitungen auszudehnen, die nicht eigent- 
lich zum Verzehr bestimmt sind, von denen 
aber bei bestimmungsgemäßem Gebrauche 
ein mehr oder minder hoher Anteil In der 
Tat zum Verzehr gelangt, und die bei unge- 
eigneter Zusammensetzung ebenso bedenk- 
lich werden können wie ein unzuträgliches 
Lebensmittel sonstiger Art. Durch die Erwei- 
terung der Begriffsbestimmung werden ent- 
gegen der noch in der Begründung zum 
LMG in der Fassung von 1927 vertretenen 
Auffassung, die heute nicht mehr haltbar Ist, 
auch Kaugummi und ähnliche Zubereitungen 
dem Lebensmittelgesetz unterstellt. 

Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 2 LMG) 

Die Ermächtigung der Nr. 6 in § 2 LMG 
dürfte im Hinblick auf Artikel 129 Abs. 3 
GG hinfällig geworden sein. Die zweifellos 
notwendige Ergänzung der Aufzählung der 
Bedarfsgegenstände In § 2 wird der Form 
einer ausdrücklichen Gesetzeserweiterung bei 
einer späteren Revision bedürfen. 

Zu Artikel 1 Nr, 3 (§§ 4 a, 4 b und 4 c LMG) 

Mit Beunruhigung verfolgt die Öffentlich- 
keit — nicht nur In der Bundesrepublik — 
seit Jahren, daß den Lebensmitteln in stän- 
dig zunehmendem Maße fremde Stoffe, Ins- 
besondere Konservierungsmittel sowie Farb- 
stoffe und andere Schönungsmittel zugesetzt 
werden. Die allgemeine Auffassung, gestützt 
auf neuere wissenschaftliche Erkenntnisse, 
geht dahin, daß die Lebensmittel auf 
diese Weise nicht nur Ihrer Frische und Na- 
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türlichkeit beraubt werden, die der Verbrau- 
cher erwartet, sondern daß diese den Lebens- 
mitteln nicht ursprünglich eigenen zugesetz- 
ten Stoffe auch dem menschlidien Körper un- 
zuträglich, ja sogar unmittelbar gesundheits- 
schädlich sein können. 

Gemeinhin gilt die Krebsgefahr als eine 
Hauptsorge gegenüber fremden Stoffen in 
der Nahrung, insbesondere seitdem erkannt 
worden ist, daß die durch gelegentliche Zu- 
fuhr auch kleinster Mengen krebserzeugender 
Stoffe eingeleiteten Reize dem Körper ver- 
bleiben und durch spätere Reizwiederholung 
sich kumulieren können, bis schließlich die 
Krankheit ausbricht. Die Krebsgefahr ist je- 
doch nicht der einzige Umstand, der in die- 
sem Zusammenhang zu bedenken ist, und die 
Feststellung der wahrscheinlichen Krebsunge- 
fährlichkeit eines Stoffes mit den heute be- 
kannten, nicht unfehlbaren Untersuchungs- 
verfahren würde nodi nicht genügen, um 
einen derartigen Stoff als einen völlig unbe- 
denklichen Lebensmittelzusatz ansehen zu 
können. 

Auf Grund der angegebenen Besorgnisse Ist 
man in nahezu allen Staaten, die ein nennens- 
wert ausgebautes neuzeitliches Lebensmittel- 
recht besitzen, dazu übergegangen, an Stelle 
der Verbote einzelner Stoffe, die bei der 
Fülle der technisch möglichen Substanzen 
und Verfahren nicht ersdiöpfend sein kön- 
nen, Fremdstoffe allgemein zu verbieten und 
sidi die widerruflidie Zulassung einzelner, 
eingehend geprüfter Substanzen und Verian- 
ren von Fall zu Fall vorzubehalten. Man 
gelangt dadurch zu begrenzten positiven 
Auswahllisten, z. B. für zugelassene Farb- 
stoffe und Konservierungsmittel. Im lebens- 
mittelhygienischen Aussdiuß der Westeuro- 
päischen Union, der die Bundesrepublik an- 
gehört, und in anderen internationalen Gre- 
mien bemüht man sich darum, allmählich 
eine allgemeine Vereinbarung gleichmäßiger 
Auswahllisten für zulässige Fremdstoffe zu 
erreichen. 

In der Bundesrepublik hat sich der Gesetz- 
geber mit dem Problem der Fremdstoffzu- 
sätze in Lebensmitteln bisher noch nicht 
grundsätzlich auseinandergesetzt. Das Lebens- 
mittelgesetz bietet in seiner geltenden Fas- 
sung nicht die geeignete Handhabe, die mit 
diesem Problem zusammenhängenden Fragen 
befriedigend zu lösen. Die Verbotsnorm des 
§ 3 Nr. 1 Buchstabe a erfordert, daß ein Le- 
bensmittel geeignet ist, die menschliche Ge- 
sundheit zu schädigen. Hiernach müßte also 


bei jedem einzelnen Fremdstoff der Nach- 
weis dieser Eigenschaft geführt werden. Das 
ist jedoch bei den meisten dieser Stoffe mit 
den heutigen Untersuchungsmethoden un- 
möglich, oder es erfordert die Durchführung 
der Versuche über einen Zeitraum von vielen 
Jahren. Auf der anderen Seite ist es unmög- 
lich, die unbedingte Unschädlichkedt für die 
menschliche Gesundheit zu beweisen. An die 
naturgegebenen oder durch altgeübte Be- 
handlungsverfahren herbeigeführten Zusam- 
mensetzungen und Eigenschaften der ge- 
bräuchlichen Lebensmittel hat sich die 
Menschheit seit Jahrtausenden gewöhnt. 
Wenn cs sich auch für die einzelnen fremden 
Stoffe, die in neuerer Zeit Lebensmitteln zu- 
gesetzt werden, oder für neuere Behand- 
lungsverfahren, die den Lebensmitteln vom 
Altgewohnten abweichende Eigenschaften 
verleihen, nach den heutigen Möglichkeiten 
wissenschaftlich-kritischer Untersuchungen 
wahrscheinlich machen lassen könnte, daß sie 
nicht unmittelbar gesundheitsschädlich wir- 
ken, so kann doch die Möglichkeit nicht aus- 
geschlossen werden, daß diese neuen frem- 
den Lebensmittelbestandteile in Kombinatio- 
nen mit anderen fremden Stoffen auf den 
Körper, insbesondere über die Nahrungsauf- 
nahme, ungünstig einwirken. Es läßt sidi 
nicht eindeutig feststellen, wie Fremdstoffe, 
die für sich allein im Tierversuch und bei be- 
grenzter Dosierung als noch erträglich gelten 
mögen, und wie die damit behafteten Le- 
bensmittel Im Lebensmittelverkehr und beim 
Verzehr mit anderen Stoffen Zusammentref- 
fen, wieweit dabei gegenseitige chemische 
und physiologische Beeinflussungen eintre- 
ten, pharmakologisch und biologisch bedenk- 
liche Reaktionen ausgelöst oder angeregt 
w^erden, Allergien, unklare Verdauungsstö- 
rungen, Hemmungen der Darmflora, Beein- 
trächtigungen in der Ausnutzbarkeit der 
Nahrung, ihrer Wirkstoffe und Spurenele- 
mente oder sonstige Minderungen des kör- 
perlidien und seelischen Wohlbefindens ver- 
ursacht werden können. 

Zusätze der fremden Stoffe zu Lebensmitteln 
dürften im allgemeinen als Verfälschung im 
Sinne des § 4 LMG anzusehen sein. Nach § 4 
Nr. 2 LMG ist es jedoch gestattet, derartig 
verfälschte Lebensmittel „bei ausreichender 
Kenntlidimachung“ in den Verkehr zu brin- 
gen. Die Kenntlichmachung aber v/ürde es 
nicht verhindern können, daß die Nahrung 
w^eiterhin in ständig steigendem Maße mit 
fremden Stoffen durchsetzt wird. Die Mög- 
lichkeit der gegenseitigen Steigerung mittel- 



bar gesundheitlich ungünstiger Wirkungen 
durch unberedienbare Kumulationen und 
Kombinationen würde unübersehbar wer- 
den. Durch Rechtsverordnungen nadi § 5 
Nr. 5 in Verbindung mit § 4 Nr. 2 LMG 
könnte man zwar das Inverkehrbringen auch 
bei Kenntlichmachung verbieten. Dies wäre 
aber immer nur für einzelne Lebensmittel 
möglich, während es sich hier um den Aus- 
schluß von fremden Stoffen bei Lebensmit- 
teln schlechthin, lediglich mit der Möglich- 
keit einzelner Ausnahmen, handelt. 

Die Lösung kann vielmehr nur darin gefun- 
den werden, daß in das Lebensmittelgesetz 
neben die bisherigen grundlegenden Bestim- 
mungen der §§ 3 und 4 ein grundsätzliches 
Verbot des Zusetzens aller fremden Stoffe zu 
Lebensmitteln aufgenommen wird, mit der 
Möglichkeit, einzelne solcher Stoffe, die un- 
entbehrlich sind und auch bei schärfster Be- 
urteilung als gesundheitlich noch vertretbar 
erscheinen, zuzulassen. 

Die Zahl der nach strengster pharmakologi- 
scher Prüfung zuzulassenden fremden Stoffe 
wird man so klein wie möglich halten müs- 
sen, um die oben erwähnten Gefahren unbe- 
rechenbarer Nebenwirkungen zu verringern. 
Aus dem gleichen Grunde wird man darauf 
halten müssen, daß wenigstens die Haupt- 
lebensmittel, die auch der Minderbemittelte 
nicht ohne weiteres durch andere Lebens- 
mittel ersetzen kann, und die der Verbrau- 
cher in berechtigter Erwartung als natürlich 
oder weitgehend naturbelassen erwirbt, von 
den im übrigen zugelassenen fremden Stoffen 
ganz freigehalten werden. Im lebensmittel- 
hygienischen Ausschuß der Westeuropäischen 
Union sind die Sachverständigen der Regie- 
rungen übereingekommen, als solche Haupt- 
lebensmittel („staple food“ im internatio- 
nalen Sprachgebrauch) in erster Linie anzu- 
sehen: Milch und Milcherzeugnisse, Butter 
und Käse, Speisefette und Speiseöle, Fleisch 
und Fleischerzeugnisse, Wildbret, Geflügel, 
rohen und geräucherten Fisch, frische Eier, 
Mehl und Brot, rohes Gemüse und rohes 
Obst. 

Das vergleichende Studium der einschränken- 
den Fremdstoff-Vorschriften des Auslandes 
läßt erkennen, daß eine ausreichende Legal- 
definition des Begriffes „fremder Stoff‘‘ auf 
große Schwierigkeiten stößt. Als Beispiele 
seien die einschlägigen Bestimmungen des 
schweizerischen und des schwedischen Le- 
bensmittelrechts angeführt. Die umfassende 
schweizerische RechtsVO vom 26. Mai 1936 


verbietet in Artikel 9 das Herstellen oder Be- 
handeln von Lebensmitteln mit fremden Bei- 
mischungen oder Zusätzen, fremden Farb- 
stoffen, Konservierungsmitteln, künstlichen 
Süßstoffen, natürlichen oder künstlichen 
Aroma- oder Bouquetstoffen, soweit die An- 
wendung dieser Stoffe nicht an anderer Stelle 
der VO für einzelne Lebensmittel ausdrück- 
lich erlaubt ist. Der Verzicht auf nähere Defi- 
nition des Begriffs „fremde Beimischungen 
oder Zusätze“, der lediglich durch eine nicht 
erschöpfende Angabe einiger solcher Zusatz- 
arten erläutert wird, würde indessen für 
deutsche Verhältnisse nicht genügen. Das 
schwedische Lebensmittelgesetz vom 21. De- 
zember 1951 läßt in § 4 Abs. 1 nur solche 
Lebensmittelzusätze zu, die von einer beson- 
deren Behörde ausdrüdclich anerkannt sind, 
entbindet aber in Absatz 2 In einer Freiliste 
von dieser Einschränkung nichtfärbende Er- 
zeugnisse, die aus Tieren oder Pflanzen durch 
Trocknen, Wärme, Auslaugen mit Wasser 
oder rein mechanische Behandlung gewon- 
nen wurden, sowie Kochsalz, Zucker, Essig, 
Äthylalkohol und giftfreie Aromaessenzen. 
Das Verfahren erscheint für die deutschen 
Verhältnisse besser geeignet, jedoch würde 
der Umfang der schwedischen Freiliste nicht 
genügen. 

Der vorliegende Entwurf wählt eine mittlere 
Linie, die den deutschen Lebensmittel- und 
Wirtschaftsumständen am besten ange- 
paßt Ist. 

In § 4 a Abs. 1 bis 3 wird der Zusatz fremder 
Stoffe und die Anwendung von Behandlungs- 
verfahren, die fremde Stoffe in einem Lebens- 
mittel erzeugen oder ihm zufügen könnten, 
allgemein verboten, soweit sie nicht für diesen 
Zweck ausdrücklich zugelassen sind oder wer- 
den. Der Entwurf stellt dem Zusetzen fremder 
Stoffe das Bestrahlen von Lebensmitteln mit 
ionisierenden Strahlen gleich. In neuerer Zeit 
sind Verfahren entwickelt worden, wonach 
Lebensmittel durch Behandlung mit ionisie- 
renden Strahlen konserviert werden können. 
Jedoch Ist noch nicht abschließend geklärt, ob 
die Lebensmittel durch eine solche Behandlung 
nicht so verändert werden, daß ihr Genuß die 
Gesundheit zu schädigen geeignet ist. Bei 
dieser Sachlage ist es erforderlich, die Ver- 
wendung solcher bestrahlter Lebensmittel zu- 
nächst generell zu verbieten. 

In § 4 b wird die Möglichkeit geschaffen, 
ähnlich dem schwedischen Verfahren eine 
„Freiliste“ aufzustellen. Für die Aufnahme In 
die Freiliste kommen gebräuchliche Zusätze 
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und Verfahren in Betracht, deren übliche An- 
wendung nach wissenschaftlicher Erkenntnis 
und nach der allgemeinen Verkehrsauffassung 
zweifelsfrei nicht den Bedenken unterliegt, die 
für die kritische Beurteilung des Zusatzes von 
fremden Farbstoffen, Konservierungsmitteln, 
Antioxydantien, antibiotischen Stoffen usw. 
erwogen werden müssen. In der Freiliste wer- 
den beispielsweise das zwar denaturierend 
wirkende, jedoch gesundheitlich unbedenkliche 
Braten, Rösten, Räuchern usw., die vorüber- 
gehenden chemischen Eingriffe für die Fler- 
stellung von Zucker oder von Würzen, die 
Verwendung von Backpulver und Klärmitteln 
aufzuführen sein, so daß es dafür auch in Zu- 
kunft keiner besonderen Fremdstoff-Zulas- 
sungen bedürfen wird. Sonstige Regelungen 
für diese Stoffe und Verfahren auf Grund von 
§ 5 LMG oder speziellen Gesetzen werden da- 
durch nicht betroffen. Die Freiliste der hier- 
nach in Betracht kommenden gebräuchlichen 
Stoffe und Verfahren ist so umfangreich, daß 
sie den Rahmen des Lebensmittelgesetzes 
sprengen würde, wenn sie im Gesetz selbst 
aufgeführt würde. Überdies empfiehlt es sich 
zur Förderung vertretbarer technischer Fort- 
schritte, daß die Freiliste der Entwicklung 
laufend angepaßt werden kann. Deshalb Ist 
vorgesehen, die Freiliste durch RechtsVO fest- 
zulegen. 

§ 4 c Nr. 1 und 2 enthalten notwendige Er- 
gänzungen zu der Verbotsnorm des § 4 a. 

Immer weitere Kreise der Verbraucher neigen 
dazu, eine besonders natürliche oder natur- 
nahe Kost zu wählen. Es wirken sich hier die 
Bestrebungen der Ernährungsaufklärung aus. 
Die Verbraucher erwarten fremde Stoffe am 
wenigsten in solchen Lebensmitteln, die Ihnen 
unter ausdrücklichem Fllnweis auf Reinheit, 
natürliche oder naturnahe Eigenschaften oder 
als für Kinder, Kranke oder Genesende be- 
sonders geeignet angeboten werden. Es wird 
deshalb durdi § 4 c Nr. 3 ausdrücklidi ver- 
boten, solche Angaben in bezug auf fremd- 
stoffhaltige Lebensmittel zu machen. Daß in 
einzelnen Fällen diätetische Lebensmittel um 
ihrer besonderen Zweckbestimmung willen 
fremde Stoffe enthalten müssen (beispielsweise 
Süßstoff in diätetischen Lebensmitteln für 
Zuckerkranke), ist angemessen zu berücksich- 
tigen. 

Im Interesse der Gesundheitsförderung und 
der vollständigen und richtigen Aufklärung 
des Verbrauchers für seine freie Entscheidung 
beim Erwerb von Lebensmitteln wird es von 
weiten Kreisen der Öffentlichkeit gefordert, 


daß demjenigen ein werbend wirkender Flln- 
wels auf die Reinheit und Eigenart seines 
Erzeugnisses freistehen soll, der auch ohne 
Verwendung fremder Stoffe ein ansprechendes 
Lebensmittel herzustellen vermag. Während 
das Lebensmittelgesetz noch 1927 und in 
seinen Insoweit unveränderten Grundsätzen 
der Fassung von 1936 von der Annahme aus- 
ging, das unverfälschte Lebensmittel wäre das 
normale Erzeugnis, haben sich die Verhältnisse 
Im Laufe der Jahrzehnte zum Teil umgekehrt. 
Als Antwort auf diese Entwicklung fordert 
der Verbraucher heute, daß ihm seine Kauf- 
wahl durch ausdrückliche Hinweise auf fremd- 
stofffreie Lebensmittel erleichtert wird. Wenn 
ein Lebensmittel, das mit einem Gehalt an 
Fremdstoffen unter Kenntlichmachung in Ver- 
kehr gebracht werden dürfte, in der Tat ohne 
Fremdstoffe hergestellt worden Ist, so ist ein 
zutreffender Hinweis auf diese Eigenschaft 
rechtlich unbedenklich. Es konnte deshalb da- 
von abgesehen werden, diese Tatsache im 
Gesetz eigens auszusprechen. 

Zu Artikel 1 Nr. 4 (§§ 5 a und 5 b LMG) 

Der heutige Stand der Technik in der Lebens- 
mittelherstellung und In der Vorratswirtschaft 
estattet es noch nicht, die zum Teil unent- 
ehrliche Konservierung von Lebensmitteln 
oder die zur Anregung des Appetits und damit 
im Interesse der ernährungsphysiologischen 
Nutzbarkeit angebrachten Schönungen von 
Lebensmitteln ausschließlich mit Stoffen oder 
durch Verfahren vorzunehmen, die nicht als 
Anwendung von „Fremdstoffen“ anzusehen 
sein würden. Es müssen daher zu diesem Zweck 
gewisse Stoffe und Verfahren vorläufig wei- 
terhin zugelassen werden. In die Verordnungen 
nach § 5 a Nr. 1 sollen jedoch ausschließlich 
solche Stoffe aufgenommen werden, die nach 
strengster pharmakologischer Prüfung noch 
vertretbar erscheinen. Die Auswahllisten der 
zugelassenen Stoffe werden so knapp wie 
möglich zu halten sein und sollen sich in erster 
Linie an die Empfehlungen der lebensmittel- 
hygienischen Kommissionen der Deutschen 
Forschungsgemeinschaft anlehnen, die auch im 
Ausland anerkannt sind und In den Erörte- 
rungen über international übereinstimmende 
Zulassungslisten maßgeblich herangezogen 
werden. Die Ermächtigung, die Zulassung auf 
bestimmte Lebensmittel zu beschränken, ge- 
stattet es, die in der Begründung zu § 4 a 
genannten Hauptlebensmittel von den im 
übrigen zugelassenen fremden Stoffen frei- 
zuhalten. Das Stempeln und Bedrucken der 
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Oberfläche von Lebensmitteln (z. B. Fleisch 
bei der Fleischbesdiau, Käserinde), das Färben 
der Schale von Ostereiern und das Färben, 
Stempeln und Bedrucken von Lebensmittel- 
überzügen und Verpackungsmitteln ist kein 
Färben der Lebensmittel selbst im Sinne des 
§ 4 a Abs. 1 bis 3. Es kann jedodi die Mög- 
lichkeit nicht ausgeschlossen werden, daß die 
hierzu verwendeten Stoffe auch unbeabsichtigt 
zum Verzehr gelangen. Deshalb soll Nr, 3 die 
Möglichkeit bieten, hierfür nur solche Farb- 
stoffe zuzulassen, die keine gesundheitlidien 
Bedenken her auf beschwören können. 

Die Anwendung von Mitteln für den Pflan- 
zenschutz, den Vorratsschutz und die Sdiäd- 
llngsbekämpfung bei Lebensmitteln ist unter 
den heutigen Versorgungsumständen unent- 
behrlich. Während konservierende fremde 
Stoffe dazu bestimmt sind, im Lebensmittel zu 
verbleiben, ist das Verbleiben von Resten von 
Schädlings- und Vorratsschutzmitteln in Le- 
bensmitteln nicht gewollt, aber technisch un- 
vermeidbar. Im Flinblick auf die Überlegun- 
gen, die zur Einführung des § 4 a nötigen, 
wird man das Verbleiben von Resten dieser 
Mittel — in der Größenordnung von etwa 
eintausendstel dessen, was an zugelassenen 
Konservierungsmitteln noch erträglich erschei- 
nen würde — nur dann als duldbar und nicht 
als eine im Grundsatz verbotene Anwendung 
von Fremdstoffen ansehen dürfen, wenn die 
Restmengen einen äußerst geringen, nach ein- 
gehender wissenschaftlicher Prüfung noch als 
unbedenklich geltenden Wert nicht über- 
schreiten. Nr. 4 gibt die Ermächtigung, solche 
Grenzwerte festzusetzen. 

§ 5 b gestattet es, Ausnahmen zuzulassen, die 
hinsichtlich des Exports von Lebensmitteln 
nach Ländern mit besonderen klimatischen Be- 
dingungen oder Verzehrgewohnheiten begrün- 
det erscheinen. Das Verfahren nach § 20 a 
Abs. 2 Nr. 2, durch Erlaß einzelner Verwal- 
tungsakte Ausnahmen zuzulassen, erscheint 
hierfür allein nicht ausreichend. 

Zu Artikel 1 Nr. 5 (§ 6 LMG) 

Der Einblick in Geschäftspapiere usw. ist not- 
wendig, um die Flerkunft und die Verteilung 
von beanstandeten Lebensmitteln schneller zu 
ermitteln und dadurch das Inverkehrbringen 
der beanstandeten Erzeugnisse an weiteren 
Stellen besser verhindern zu können. Im § 2 
des Weingesetzes ist eine entsprechende Er- 
mächtigung bereits seit 1930 enthalten. Schwie- 
rigkeiten sind nicht bekanntgeworden. 


Zu Artikel 1 Nr. 6 und 7 (§ 11 LMG) 

Der Strafschutz Ist auch auf die Vorschriften 
über den verbotenen Zusatz von fremden 
Stoffen auszudehnen. 

Die Frage, ob und ggf. inwieweit einzelne 
Straftatbestände des Lebensmittelgesetzes als 
Ordnungswidrigkeiten zu ahaden sind, ist 
noch nicht abschließend geprüft. Ihre Beant- 
wortung wird der geplanten umfassenden Re- 
form des Lebensmittelgesetzes Vorbehalten 
sein. 

Auch eine andere wichtige Aufgabe in diesem 
Zusammenhang, nämlich die Vereinheitlichung 
des Strafrahmens in den verschiedenen lebens- 
mittelrechtlichen Spezialgesetzen, kann erst in 
einem späteren Stadium der Reform des Le- 
bensmittelrechts in Angriff genommen werden. 

Zu Artikel 1 Nr. 8 (§ 19 LMG) 

Der § 19 LMG ist bereits durch § 3 des 
Fünften Gesetzes zur Änderung des Finanz- 
ausgleichs vom 21. Februar 1940 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 391) gegenstandslos geworden, 
wonach die dort genannten Geldstrafen der 
Reichskasse gebühren. Im übrigen ist eine der- 
artige Vorschrift auch schon deswegen abzu- 
lehnen, weil sie geeignet ist, das Vertrauen 
der Öffentlichkeit in die Objektivität der 
Lebensmitteluntersuchungsanstalten zu unter- 
graben, die in den Verdacht geraten könnten, 
daß sie nach Beanstandungsmöglichkeiten 
suchen, um ihre finanzielle Lage zu verbessern. 

Zu Artikeln 1 Nr. 9 und 10 (§§ 20 a und 20 b 
LMG) 

Die Voraussetzungen für die Zulassung von 
Ausnahmen von den Vorschriften des Lebens- 
mittelgesetzes und den auf Grund des Gesetzes 
erlassenen Verordnungen bedürfen dringend 
einer Neuregelung. Die bisherige Fassung der 
Nr. 1 bis 3 des § 20 Abs. 2 LMG ermangelt 
der erforderlichen Bestimmtheit und hat in der 
Praxis der vergangenen Jahre zu einer sehr 
ungleichmäßigen und oft durch den Wortlaut 
der Bestimmungen nicht mehr gedeckten An- 
wendung geführt. Ein weiterer Mangel der 
Bestimmungen besteht darin, daß sie keine 
zeitliche Begrenzung für die einzelnen Aus- 
nahmezulassungen vorsehen. 

Zu § 20 a Abs. 1: Der bisherige § 20 Abs. 2 
LMG sah Ausnahmen „von den Vorschriften 
dieses Gesetzes*^, also theoretisch von sämt- 
lichen Vorschriften des Gesetzes vor. In Wirk- 
lichkeit handelte es sich nur um die Zulassung 
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von Ausnahmen von den §§ 3 und 4 des 
Gesetzes. In Zukunft sollen Ausnahmen von 
den Verboten des § 3 nicht mehr zulässig sein, 
da dies im Hinblick auf den Gesundheitsschutz 
des Verbrauchers nicht mehr vertretbar er- 
scheint. Wie bisher besteht kein Rechtsanspruch 
auf die Zulassung von Ausnahmen. 

Zu § 20 a Abs. 2: Bei der Zulassung von Aus- 
nahmen für Versuche (Nr. 1) werden Auf- 
lagen vorzusehen sein, die sicherstellen, daß 
der Chnarakter eines wirklichen Versuches, 
d. h. eines begrenzten und ausreichend über- 
wachbaren Vorgangs, gewahrt bleibe. Solche 
Auflagen können sich u. a. auf die Begrenzung 
der Menge des Versuchserzeugnisses oder seiner 
Verbreitung in bestimmten Absatzgebieten, 
auf Umfang, Inhalt und Form der Versuchs- 
berichte und den Verbleibsnachweis der Ver- 
sudiserzeugnisse beziehen. In die Überwachung 
der Versuche und die Beurteilung der Ver- 
suchsergebnisse wird das Bundesgesundheits- 
amt eingeschaltet werden können, insbesondere 
um vergleichende Übersichten zu sammeln, aus 
deren Auswertung sich ergibt, ob das Ver- 
suchsergebnis eine Änderung der bestehenden 
Rechtsvorschriften rechtfertigt. In den Geneh- 
migungen nach Nr, 2 werden Auflagen vor- 
zusehen sein, die sicherstellen, daß die den 
deutschen Vorschriften nicht entsprechenden 
Erzeugnisse nicht in den inländischen Verkehr 
geraten. 

Durch die neue Fassung der Nr. 3 soll klar 
zum Ausdruck kommen, daß diese Vorschrift 
sich nur auf dringende Notfälle der Bevölke- 
rung beschränkt, wie z. B. im Verteidigungs- 
falle, bei größeren Mißernten oder Katastro- 
phen. 

Für die Zusammensetzung, Stückelung und 
Kennzeichnung von sogenannten „Eisernen 
Rationen" und anderen besonderen Verpfle- 
gungsarten können Zulassungen nach Nr. 4 
erforderlich werden, die von den für den 
öffentlichen Lebensmittelverkehr geltenden 
und angemessenen Bestimmungen abweichen. 

Zu § 20 a Abs. 3: Bei der Zulassung von Aus- 
nahmen für Versuche und bei Notständen soll 
es künftig ausgeschlossen sein, solche Aus- 
nahmen auf die Vorschriften über die aus- 
reichende Kenntlichmachung zu erstrecken. Der 
Staatsbürger hat auch bei Versuchen und in 
Notzeiten einen Anspruch darauf, eindeutig 
zu erfahren, was ihm angeboren wird. 

Zu § 20 b Abs. 1 : Die Bundesregierung hatte 
die Auffassung vertreten, daß die Zuständig- 
keit des früheren Reichsministers des Innern 


zum Erlaß der in § 20 Abs. 2 LMG vor- 
gesehenen Verwaltungsakte gemäß Artikel 129 
Abs. 1 Satz 1 GG auf den Bundesminister des 
Innern übergegangen sei. In einem von ihr 
eingeleiteten Verfahren gemäß Artikel 129 
Abs. 1 Satz 2 GG beschloß der Bundesrat in 
seiner 127. Sitzung am 23. Juli 1954, sein 
Einvernehmen nicht zu erklären. Gegenüber 
dem Hinweis der Bundesregierung, daß die 
hier in Frage kommenden Verwaltungsakte 
wegen ihres überregionalen Charakters nur 
von einer Stelle im Bundesgebiet erlassen wer- 
den könnten, die den Überblick über die Ver- 
hältnisse in allen Teilen des Bundesgebietes 
habe, vertrat der Bundesrat die Ansicht, die 
zutage getretenen Unterschiedlichkeiten in der 
Verwaltungspraxis seien nicht so erheblich, 
daß sie den Zweck des Lebensmittelgesetzes in 
Frage stellen könnten; es besteht ferner zwi- 
schen den Bundesländern Einvernehmen dar- 
über, daß die von einem jeden Lande getrof- 
fenen Entscheidungen in der ganzen Bundes- 
republik gelten und daher gegenseitig anzu- 
erkennen seien, und schließlich könne die ge- 
botene Einheitlichkeit der Verwaltungspraxis 
der Länder durch allgemeine Verwaltungsvor- 
schriften der Bundesregierung mit Zustimmung 
des Bundesrates sichergestellt werden. Anderer- 
seits gelangte der Bundesratsausschuß für 
Innere Angelegenheiten zu der Überzeugung, 
daß dem Bund die Zuständigkeit zum Erlaß 
überregionaler Verwaltungsakte nicht grund- 
sätzlich bestritten werden könne, sofern es sich 
dabei um ganz besonders gelagerte Ausnahme- 
fälle handele. 

Die Bundesregierung hält an ihrer Auffassung 
fest, daß in den hier behandelten Fällen „ganz 
besonders gelagerte Ausnahmefälle" von Ver- 
waltungsakten vorliegen, für die die Zustän- 
digkeit bei dem Bundesminister des Innern 
gemeinsam mit den Bundesministern für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten und für 
Wirtschaft und — soweit Ausnahmen von dem 
Verbot des § 4 a Abs. 3 Nr. 2 in Betracht 
kommen — mit dem Bundesminister für 
Atomfragen liegen muß. Im Falle der Nr. 4 
(Angelegenheiten der Bundeswehr) soll der 
Bundesminister für Verteidigung zuständig 
sein. Bel der Natur der hier in Rede stehenden 
Verwaltungsakte, die von Fall zu Fall einer 
besonderen Beurteilung der individuellen Um- 
stände bedürfen, ist es nicht möglich, die zur 
wirksamen Handhabung unerläßlich notwen- 
dige Einheit der Verwaltungspraxis durch den 
Erlaß allgemeiner Verwaltungs Vorschriften zu 
sichern. Dabei wird insbesondere in den Fällen 
der Nr. 1 und 2 von der selbstverständlichen 
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Voraussetzung ausgegangen, daß vor dem 
Erlaß eines solchen Verwaltungsaktes jeweils 
dem örtlich zuständigen Landesressort, das 
auch die besonderen Betriebsumstände beim 
Antragsteller zu übersehen vermag, Gelegen- 
heit zu eingehender Stellungnahme gegeben 
werden wird. 

Würde die Ermächtigung zu Ausnahmezulas- 
sungen für Versuche (Nr. 1) auf 9 verschie- 
dene Bundesländer zersplittert, so würde das 
u. a. dazu führen, daß ein Antragsteller, der 
in einem Lande mit seinem Antrag abgewiesen 
wurde, sich in einem zweiten Lande die Zu- 
lassung doch zu verschaffen und dadurch die 
ablehnende Entscheidung des ersten Landes zu 
durchkreuzen vermag. Um die Freizügigkeit 
des Warenverkehrs im einheitlichen Rechts- 
und Wirtschaftsgebiet der Bundesrepublik zu 
bewahren, ist es notwendig, daß auch die über- 
regionalen Versuchszulassungen, die für das 
ganze Bundesgebiet gelten sollen, von einer 
Stelle erlassen werden. 

Bei der Zulassung oder Verweigerung von 
Ausnahmen für Ausfuhrzwecke (Nr. 2) erfor- 
dern Belange der Außenpolitik und der Au- 
ßenhandelspolitik eine zentrale Bewertung. 
Allgemeine Notstände, die nicht durch Aus- 
gleich von Lieferungen normaler Lebensmittel 
zwischen den einzelnen Teilen des Bundes- 
gebietes behoben werden können (Nr. 3), wer- 
den stets das ganze Bundesgebiet berühren. 

Fragen der Herstellung von bestimmten Le- 
bensmitteln für die Sonderverpflegung der 
Bundeswehr und in Anlehnung an deren Er- 
fahrungen auch für Polizeieinhelten und be- 
sondere Arbeitsgruppen (Nr. 4) werden am 
besten von einer Stelle vergleichend beurteilt. 

Zu Artikel 1 Nr. 11 (§ 21 LMG) 

Die Bundesregierung ist bestrebt, bei inter- 
nationalen Verhandlungen eine allgemeine 
Verständigung über gleichmäßige Einschrän- 
kungen der Fremdstoff Verwendung zu fördern. 
Solange diese auch von zahlreichen anderen 
Staaten geteilten Bemühungen noch nicht zu 
allgemein befriedigenden Erfolgen geführt 
haben, ist es besonders wichtig, den Schutz, 
den der § 21 LMG gegen unzuträgliche Ein- 
fuhren bieten soll, ausdrücklich auch auf 
Fremdstoff Verwendung auszudehnen. 

Zu Artikel 2 

Vor dem letzten Kriege, während des Krieges 
und In der darauffolgenden Zeit sind Aus- 


nahmegenehmigungen nach § 20 Abs. 2 LMG 
In außerordentlich großer Zahl erteilt worden. 
Genaue Unterlagen darüber fehlen, da der 
größte Teil der Aufzeichnungen, In denen 
diese zumeist nicht veröffentlichten Bewil- 
ligungen enthalten waren, im Kriege verloren- 
gegangen Ist. 

Durch diese Ausnahmebewilligungen Ist das 
Lebensmittelrecht in erheblidiem Umfange 
durchlöchert worden. Außerdem kann ange- 
nommen werden, daß ein großer Teil von 
ihnen bei strenger Beurteilung selbst durch die 
weitere Fassung des bisherigen Absatzes 2 des 
§ 20 LMG nicht gedeckt ist. Wenn nunmehr 
durch die Neufassung der Voraussetzungen 
für die Erteilung von Ausnahmezulassungen 
(vgl. Artikel 1 Nr. 11) eine verbesserte und 
den heutigen Verhältnissen entsprechende 
Rechtsgrundlage für derartige Zulassungen 
geschaffen wird, so ist es notwendig, zuvor die 
Verhältnisse auf dem Gebiet der Ausnahme- 
bewilligungen Im Lebensmittelrecht durch eine 
umfassende Lösung zu bereinigen. 

Für solche Erzeugnisse, die noch auf Grund 
der alten Ausnahmebewilligungen hergestellt 
werden, erscheint eine Auslauffrist von einem 
Jahr nach der Verkündung dieses Gesetzes 
ausreichend. Innerhalb dieser Frist können die 
Interessenten Im Rahmen der nunmehr maß- 
gebenden §§ 20 a und 20 b neue Anträge 
stellen. 

Zu Artikel 3 

Die hier zusammengestellten Verordnungen 
und Bekanntmachungen beruhen auf sehr 
unterschiedlichen und zum Teil bereits er- 
loschenen gesetzlichen Ermächtigungen. Der 
sachliche Inhalt der hier aufgeführten Bestim- 
mungen ist zu einem großen Teil auch heute 
noch für die Ordnung im Lebensmittelverkehr 
unentbehrlich, bedarf jedoch einer zeitgemäßen 
Überarbeitung. Die Neufassung soll in der 
Form von Rechtsverordnungen nach § 5 LMG 
vorgenommen werden. Um zur gleichen Zeit 
die veralteten Bestimmungen ebenfalls Im Ver- 
ordnungswege aufheben zu können, bedarf es 
der in Artikel 3 vorgesehenen Ermächtigung. 

Zu Artikel 4 

Soweit die Behandlung und Zusammensetzung 
bestimmter Lebensmittel in besonderen Ge- 
setzen (z. B. im Mildigesetz, Fleischbeschau- 
gesetz, Brotgesetz oder Weingesetz) oder in 
Rechtsverordnungen auf Grund des § 5 LMG 



geregelt Ist oder für ihre Herstellung be- 
stimmte Stoffe und Verfahren (z. B. im Nitrit- 
Gesetz) zugelassen sind, sollen diese Vor- 
schriften unberührt bleiben. Die erforderliche 
Angleichung dieser Rechtsvorschriften an die 
diesem Gesetz zugrunde liegenden Prinzipien 
wird In der vorgesehenen Gesamtreform des 
Lebensmittelredits berücksichtigt werden. 

Zu Artikel 6 

Die neuen Verbotsnormen (§§ 4 a und 4 c) 
sollen erst ein Jahr nach der Verkündung 
dieses Gesetzes in Kraft treten, damit inzwi- 
schen die zur Durchführung dieser Verbote 


erforderlichen Rechtsverordnung en (§§ 4 b, 5 a 
und 5 b) erlassen werden können. Die Aus- 
arbeitung dieser Verordnungen ist bereits seit 
längerer Zeit in Angriff genommen. Es kann 
damit gerechnet werden, daß sie so rechtzeitig 
vor dem Inkrafttreten der Verbotsnormen 
verkündet werden, daß der Industrie ein aus- 
reichender Zeitraum zur Verfügung steht, ihre 
Produktion den Vorschriften dieses Gesetzes 
anzupassen. Für den Handel mit den nach den 
bisherigen Bestimmungen zulässigerweise her- 
gestellten Lebensmitteln ist eine Auslauffrist 
von einem weiteren Jahr vom Zeitpunkt des 
Inkrafttretens der neuen Verbote an vorge- 
sehen. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


I. 

1. Zu Artikel 1 Nr. 3 (§ 4 a) 

a) § 4 a Abs. 1 Satz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„Es ist verboten, Lebensmitteln, die dazu 
bestimmt sind, In den Verkehr gebracht 
zu werden, fremde Stoffe unmittelbar 
oder in Vermischung mit anderen Lebens- 
mitteln zuzusetzen, soweit dies nicht aus- 
drücklich zugelassen Ist.“ 

Begründung 

Wenn der Zusatz fremder Stoffe zu allen 
Lebensmitteln, die für andere bestimmt 
sind, generell verboten wird, so würde 
sich auch die Hausfrau strafbar machen, 
die einen solchen Stoff bei der Zuberei- 
tung der Mahlzeiten verwendet. Dies er- 
scheint nicht vertretbar, da die nötigen 
Fachkenntnisse von der Hausfrau nicht zu 
verlangen sind. Zum Unterschied von § 3 
betrifft das Verbot des 5 4a nicht nur 
den Zusatz von gesundheitsschädlichen 
Stoffen, sondern den Zusatz fremder 
Stoffe schlechthin, ohne Rücksicht darauf, 
ob sie gesundheitsschädlich sind oder 
nicht. 

Die weiter vorgeschlagene Änderung 
empfiehlt sich, um mit der Verbotsnorm 
deutlich auch den Fall zu erfassen, daß 
den Lebensmitteln zugelassene Fremd- 
stoffe in einem nicht zugelassenen Maß 
zugesetzt werden. 

b) In § 4 a Abs. 2 sind die Worte „als selb- 
ständlge‘‘ durch die Worte „für sich allein 
als“ zu ersetzen. 

Begründung 

Die Änderung dient der Verdeutlichung 
des Gewollten. Der Begriff „selbständige 
Lebensmittel“ ist im Lebensmittelrecht 
unbekannt und außerdem nicht genügend 
präzisiert. 


c) § 4 a Abs. 3 Nr. 3 ist unter Ersetzung 
des Punktes durch ein Komma wie folgt 
zu ergänzen; 

„ausgenommen technisch unvermeidbare, 
gesundheitlich, geruchlich und geschmack- 
lich unbedenkliche Spuren.“ 

Begründung 

In vielen Fällen gehen bei der Behand- 
lung und Verpackung von Lebensmitteln 
technisch unvermeidbare, aber gesund- 
heitlich unbedenkliche Spuren fremder 
Stoffe auf das Lebensmittel über. Hier- 
gegen soll nichts eingewendet werden, 
wenn nicht auch der Geruch und der 
Geschmack des Lebensmittels darunter 
leiden. 

d) In § 4 a Abs. 3 ist eine neue Nr. 4 mit 
folgendem Wortlaut anzufügen: 

„4. die Verwendung von Pflanzenschutz- 
und Schädlingsbekämpfungsmitteln, 
Vorratsschutzmitteln und Mitteln zur 
Verhütung des Kelmens von Kartof- 
feln und zur Beeinflussung des Frucht- 
ansatzes oder Fruchtabfalls In der 
Weise, daß sie oder Ihre Umwand- 
lungsprodukte In oder auf Lebensmit- 
teln noch vorhanden sind, wenn diese 
in den Verkehr gebracht werden, aus- 
genommen technisch unvermeidbare, 
gesundheitlich, geruchlich und ge- 
schmacklich unbedenkliche Spuren,“ 

Begründung 

Da die hier bezeichneten Mittel über- 
wiegend Pflanzen und Früchten In einem 
Zeitpunkt zugesetzt werden, zu dem 
diese noch nicht als Lebensmittel im 
Sinne des Lebensmittelgesetzes anzusehen 
sind, muß ihre Verwendung dem Zusatz 
von Fremdstoffen zu Lebensmitteln aus- 
drücklich gleichgestellt werden. 

Vgl. im übrigen Begründung zu § 4 a 
Abs. 3 Nr. 3. 
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2. Zu Artikel 1 Nr. 3 (§ 4 b) 

§ 4 b Satz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„Der Bundesminister des Innern wird er- 
mächtigt, im Einvernehmen mit den Bundes- 
ministern für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten und für Wirtschaft durch Rechtsver- 
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates zu 
bestimmen, daß einzelne Stoffe nicht als 
fremde Stoffe im Sinne des § 4 a Abs. 2 und 
einzelne Verfahren nicht als Behandlung von 
Lebensmitteln im Sinne des § 4 a Abs. 3 gel- 
ten, wenn dies der allgemeinen Verkehrsauf- 
fassung entspricht.“ 

Begründung 

In der Fassung des Entwurfs sind die §5 4 a 
und 4 b nicht genügend aufeinander abge- 
stimmt. % 4 a Abs. 1 enthält ein unbedingtes 
Verbot des Zusatzes aller fremden Stoffe Im 
Sinne des Absatzes 2 und macht eine Ausnah- 
me nur für „ausdrücklich zugelassene“ Stoffe, 
d. h. für die Fälle der §§ 5 a und 5 b, wäh- 
rend die sog. Freiliste des § 4 b nicht erwähnt 
ist. Nach der Begründung und der hierzu von 
den Vertretern der Bundesregierung gegebe- 
nen Erläuterung Ist mit der Ermächtieung 
des § 4 b beabsichtigt, in einer sog. Freiliste 
bestimmte Stoffe und Verfahren derart von 
der Verbotsnorm des § 4 a auszunehmen, daß 
bei der Verwendung dieser Stoffe oder Ver- 
fahren schon der Tatbestand des § 4 a nicht 
gegeben sein soll. Dieser Rechtserfolg kann 
im Hinblick auf die umfassenden Begriffs- 
bestimmungen in § 4 a Abs. 2 und 3 am 
besten durch eine Fiktion erreicht werden. 

3. Zu Artikel 1 Nr. 3 (§ 4 c) 

a) § 4 c Nr. 1 ist wie folgt zu fassen: 

„1. Lebensmittel, denen nicht zugelassene 
fremde Stoffe oder zugelassene fremde 
Stoffe In einer nicht zugelassenen 
Menge zugesetzt sind, .... In den 
Verkehr zu bringen,“. 

Begründung 

Vgl. Absatz 2 der Begründung zur 
Neufassung des § 4 a Abs. 1 Satz 1. 

b) In § 4 c Nr. 3 Satz 1 sind vor dem Wort 
„enthalten“ die Worte „oder zulässige 
Restmengen der in § 4 a Abs. 3 Nr. 4 an- 
gegebenen Stoffe“ einzufügen. 

Begründung 

Dieser Zusatz erscheint deswegen not- 
wendig, weil die zulässigen Restmengen 
der in § 4 a Abs. 3 Nr. 4 angegebenen 


Stoffe nicht kenntlich gemacht zu werden 
brauchen, ihre völlige Unschädlichkeit 
aber nicht beweisbar ist. 

c) In § 4 c Nr. 3 sind die Worte „rein, 
natürlich“ und „gesundheitlich verträglich 
oder für Kinder und Schonungsbedürftige 
unbedenklich“ zu streichen. 

Begründung 

„Natürlich“ und „naturrein“ sind syno- 
nym. Da Fremdstoffc nur In einem Um- 
fang zugelassen werden dürfen, der Rein- 
heit und gesundheitliche Verträglichkeit 
des Lebensmittels und seine Geeignetheit 
für Kinder usw. gewährleistet, sollte die 
Verwendung dieser Bezeichnungen nicht 
verboten werden. 

d) In § 4 c ist eine neue Nr. 4 mit folgen- 
dem Wortlaut anzufügen: 

„4. nicht zugelassene fremde Stoffe zur 
Behandlung von Lebensmitteln anzu- 
bieten, zum Verkauf vorrätig zu hal- 
ten, feilzuhalten, zu verkaufen oder 
sonst in den Verkehr zu bringen.“ 

Begründung 

Es muß verhindert werden, daß 
fremde Stoffe, die nach den Grund- 
sätzen des Gesetzes zur Behandlung 
von Lebensmitteln nicht zugelassen 
sind, nunmehr dem unkundigen Ver- 
braucher zur Behandlung von Lebens- 
mitteln angeboten werden. 

4. Zu Artikel 1 Nr. 4 (§ 5 a) 

a) Die jetzige Nr. 2 des § 5 a ist wie folgt 
aufzuteilen: 

„2. Höchstmengen für den Gehalt an den 
nach Nummer 1 zugelassenen fremden 
Stoffen in Lebensmitteln festzusetzen, 

3. vorzuschreiben, ob und wie der Ge- 
halt an den nach Nummer 1 zugelas- 
senen fremden Stoffen kenntlldi zu 
machen ist,“. 

Begründung 

Die Änderung ergibt sich aus der Neufas- 
sung des § 4 a Abs. 1 Satz 1. Da danach 
die Verbotsnorm für den Zusatz von 
fremden Stoffen In einer nicht zugelasse- 
nen Menge bereits in § 4 a enthalten ist, 
begründet nur die Rechtsverordnung 
über die Kenntlichmachung der zugelas- 
senen fremden Stoffe eine neue Verbots- 
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norm, die Gegenstand von Zuwider- 
handlungen nach § 11 sein kann. Um den 
§ 11 entsprechend einschränken zu kön- 
nen, Ist In § 5 a eine Aufteilung der Er- 
mächtigungen der bisherigen Nr. 2 erfor- 
derlich. 

Die Ermächtigung muß auch die Fälle eln- 
sdilleßen, in denen generell ein Kenn- 
zeichnungszwang geboten erscheint. Es Ist 
andererseits aber auch ausreichend, diese 
Frage Im Verordnungsweg, also nicht im 
Gesetz selbst, zu regeln. 

b) In § 5 a ist die Nr. 3 zu streichen. 
Begründung 

Soweit solche Farbstoffe überhaupt nicht 
unter den Begriff der fremden Stoffe im 
Sinne des § 4 a Abs. 2 fallen sollen, ge- 
nügt als Rechtsgrundlage § 4 b. Soweit 
Farbstoffe als fremde Stoffe zugelassen 
werden sollen, reicht als Rechtsgrundlage 
§ 5 a Nr. 1 aus. 

c) In § 5 a Nr. 4 sind die Worte „bei der 
Abgabe an den letzten Verbraucher“ 
durch die Worte „beim Inverkehrbrin- 
gen“ zu ersetzen. 

Begründung 

Die Möglichkeit zu Rechtsverordnungen 
nach Nr. 4 sollte nicht allein für die 
letzte, sondern für jede Stufe des Inver- 
kehrbringens bestehen. 

d) In § 5 a ist die Nr. 4 unter Ersetzung des 
Punktes durch ein Komma wie folgt zu 
ergänzen: 

„sowie bestimmte Stoffe von der Ver- 
wendung als Pflanzenschutz- und Schäd- 
lingsbekämpfungsmittel, Vorratsschutz- 
mittel und Mittel zur Verhütung des Kel- 
mens von Kartoffeln und zur Beeinflus- 
sung des Fruchtansatzes oder Fruchtab- 
falls ausschließen.“ 

Begründung 

Die Umsetzungsmöglichkeiten einer 
Reihe der genannten Mittel mit den Be- 
standteilen der mit ihnen behandelten 
Lebensmittel sind oftmals nicht überseh- 
bar oder noch unzureichend geprüft. 
Manche dieser Mittel sind bereits in Men- 
gen, die pharmakologisch noch als trag- 
bar angesehen werden, geeignet, das Le- 
bensmittel geruchlich oder geschmacklidi 
zu beeinträchtigen. 


5. Zu Artikel 1 Nr. 4 (§ 5 b) 

a) § 5 b ist eingangs wie folgt zu fassen: 

4 5 b 

Der Bundesminister des Innern kann 
im Einvernehmen mit den Bundesmini- 
stern für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten und für Wirtschaft durch Rechts- 
verordnung mit Zustimmung des Bun- 
desrates Ausnahmen von den Verboten 
der §§ 4 Nr. 2 und 3, 4 a und 4 c Nr. 1 
und . . . .“. 

Begründung 

Es erscheint aus rechtsstaatlichen Grün- 
den nicht zulässig, dem Bundesinnenmini- 
ster auch die Befugnis einzuräumen, von 
der Vorschrift des § 4 Nr. 1 des Gesetzes, 
d. h. von dem Verbot „zum Zwecke der 
Täuschung im Handel und Verkehr Le- 
bensmittel nachzumachen oder zu verfäl- 
schen“, Ausnahmen zuzulassen. 

b) In § 5 b Satz 1 sind die Worte „soweit 
nicht die Vorschriften des Empfangslan- 
des entgegenstehen“ zu streichen. 

Begründung 

Es erscheint nicht zweckmäßig, die nach 
§ 5 b zu treffenden Regelungen von der 
häufig sehr verschiedenen und wechseln- 
den Regelung der einzelnen Empfangs- 
länder abhängig zu machen. 

6. Zu Artikel 1 Nr. 4 (§ 5 c [neu]) 

In Nr. 4 ist nach § 5 b ein neuer § 5 c mit 
folgendem Wortlaut anzufügen: 

4 5 c 

(1) Der Bundesminister des Innern kann 
im Einvernehmen mit den Bundesministern 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
und für Wirtsdiaft durch Rechtsverordnung, 
die nicht der Zustimmung des Bundesrates 
bedarf, Ausnahmen von den Verboten des 
§ 4 Nr. 2 und 3, der §§ 4 a und 4 c Nr. 1 
und den nach §§ 5 und 5 a erlassenen Vor- 
schriften allgemein zulassen, wenn die Ver- 
sorgung der Bevölkerung mit lebensnotwen- 
digen Lebensmitteln oder Bedarfsgegenstän- 
den dies dringend erfordert. Im Falle des 
§ 4 a Abs. 3 Nr. 2 Ist außerdem das Einver- 
nehmen mit dem Bundesminister für Atom- 
fragen hcrzustellen. 

(2) Die Geltungsdauer von Verordnungen 
nach Absatz 1 Ist zu befristen.“ 
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Begründung 

Die in Betracht kommenden Fälle, vornehm- 
lich der Fall eines überörtlichen Notstandes, 
erfordern eine Ermächtigung zu generellen 
Ausnahmen im Wege der Rechtsetzung. Mit 
Rücksicht auf die Eilbedürftigkeit einer Re- 
gelung in solchen Fällen kann von der Zu- 
stimmung des Bundesrates abgesehen werden. 
Verordnungen dieser Art sollten aber wegen 
ihres Übergangscharakters nur für eine be- 
fristete Zeit getroffen werden. 

7. Zu Artikel 1 Nr. 4 a (neu) 

Tn Artikel 1 ist nach Nr. 4 eine neue Nr. 4 a 
mit folgendem Wortlaut anzufügen: 

„4 a. In § 6 Abs. 1 sind die Worte „während 
der Arbeits- oder Geschäftszeit“ durch 
die Worte „sowie in die dazugehörigen 
Geschäftsräume“ zu ersetzen. 

Begründung 

Kontrollen zum Zwecke der Lebens- 
mittelüberwachung müssen auch außer- 
halb der Arbeits- und Geschäftszeit 
möglich sein. 

Außerdem müssen die Kontrollorgane 
auch Zutritt zu Räumen haben, in 
denen sich die Geschäftsunterlagen in 
der Regel befinden. 

8. Zu Artikel 1 Nr. 5 

Der Bundesrat nimmt wie folgt Stellung: 

Die Bundesregierung wird ersucht, im wei- 
teren Gesetzgebungsverfahren darauf hin- 
zuwirken, daß in Anlehnung an den bis- 
herigen § 6 des Lebensmittelgesetzes eine 
Bestimmung vorgesehen wird, wonach der 
Bundesgesundheitsrat, verstärkt durdi 
Sachverständige aus den Kreisen der Erzeu- 
ger, der Händler, der Verbraucher und der 
Fadiwissenschaft vor dem Erlaß von Ver- 
ordnungen nach dem Gesetz zu hören ist. 

9. Zu Artikel 1 Nr. 6 und 7 

a) In Artikel 1 ist die Nr. 6 wie folgt zu 
fassen: 

,6. § 11 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Wer vorsätzlich einem Verbot 
des § 3, des § 4, des § 4 a oder des § 4 c 
zuwiderhandelt, wird mit Gefängnis 
und mit Geldstrafe oder mit einer die- 
ser Strafen bestraft. Ebenso wird be- 


straft, wer einer nach § 5 Nr. 1 bis 3, 
Nr. 6 oder nach § 5 a Nr. 3 erlassenen 
Vorschrift zuwiderhandelt, bei einer 
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes er- 
gehenden Verordnung jedoch nur, 
wenn sie auf diese Strafbestimmungen 
verweist.“ ‘ 

b) In Artikel 1 ist die Nr. 7 wie folgt zu 
fassen: 

,7. § 11 Abs. 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Wird die Zuwiderhandlung nach 
Absatz 1 fahrlässig begangen, so tritt 
Geldstrafe und Gefängnis oder eine 
dieser Strafen ein.“ ‘ 

Begründung zu a) und b) 
Entsprechend der Fassung in anderen Ge- 
setzen sollte aus rechtsstaatlichen Grün- 
den bestimmt werden, daß Zuwiderhand- 
lungen gegen Rechtsverordnungen nur 
dann strafbar sind, wenn in diesen auf die 
Strafbestimmungen des Gesetzes aus- 
drücklich verwiesen ist. 

c) Der Bundesrat nimmt außerdem noch wie 
folgt Stellung: 

Es soll im weiteren Gesetzgebungsver- 
fahren geprüft werden, ob bestimmte 
Tatbestände sowohl der Novelle als 
auch des unverändert gebliebenen Teils 
des Lebensmittelgesetzes als Ordnungs- 
widrigkeiten qualifiziert werden können. 

d) Hinter Nr. 7 ist folgende neue Nr. 7 a ein- 
zufügen: 

,7a. In § 18 ist Satz 1 wie folgt zu fassen: 

„Wenn im Verfolg der behördlichen 
Untersuchung von Lebensmitteln oder 
von Bedarfsgegenständen eine rechts- 
kräftige strafrechtliche Verurteilung ein- 
tritt, so fallen dem Verurteilten die 
durch die Beschaffung und Untersuchung 
der Proben, durch Betriebsbesichtigun- 
gen und durch die Tätigkeit von Sach- 
verständigen erwachsenen Kosten zur 
Last, soweit sie wegen der Tat ent- 
standen sind, derentwegen eine Ver- 
urteilung erfolgt.“ " 

Begründung 

Es entspricht dem in § 465 der Straf- 
. Prozeßordnung zum Ausdruck gekom- 
menen Rechtsgedanken, die Kosten- 
tragung auf die Fälle zu beschränken, in 
denen es zu einer Verurteilung kommt. 
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10. Zu Artikel 1 Nr. 10 (§ 20 a) 

a) § 20 a Abs. 1 ist eingangs wie folgt neu 
zu fassen; 

„(1) Von den Verboten des § 4 Nr. 2 
und 3, der §§ 4 a und 4 c Nr. 1 . . .“. 

Begründung 

Die Erteilung einer Ermächtigung, von der 
Vorschrift des § 4 Nr. 1 des Gesetzes, d. h. 
von dem Verbot „zum Zwecke der Täu- 
schung im Handel und Verkehr Lebens- 
mittel nachzumachen oder zu verfälschen^', 
Ausnahmen zuzulassen, erscheint aus rechts- 
staatlichen Gründen nicht vertretbar. 

b) In § 20 a Abs. 2 Ist Nr. 2 zu streichen. 

Begründung 

Folge der Neufassung des § 5 b. 

c) In § 20 a Abs. 2 ist die Nr. 3 zu streichen. 
Begründung 

Folge der Einfügung eines neuen § 5 c. 

d) In § 20 a Abs. 2 Ist die Nr. 4 wie folgt neu 
zu fassen: 

„4. für die Herstellung von bestimmten 
Lebensmitteln für die Sonderverpfle- 
gung von Angehörigen 

a) der Bundeswehr und verbündeter 
Streitkräfte, 

b) des Bundesgrenzschutzes, 

c) der Polizei und von Hilfs- und 
Notdiensten.“ 

Begründung 

Vgl. Begründung zu § 20 b. 

e) In Absatz 3 sind die Worte „Nr. 1 und 3“ 
zu ersetzen durch die Worte „Nr. 1 und 4“. 

Begründung 

Der Kennzeichnungszwang Ist auch für die 
Sonderverpflegung (Absatz 2 Nr. 4) unbe- 
dingt erforderlich. 

Im übrigen ergibt sich die Änderung aus 
der Streichung der Nr. 3 in § 20 a Abs. 2. 

11. Zu Artikel 1 Nr. 10 (§ 20 b) 

§ 20 b Abs. 1 ist wie folgt neu zu fassen: 

„(1) Zuständig für die Zulassung von Aus- 
nahmen nach § 20 a Abs. 2 Nr. 4 a und b Ist 
der Bundesminister des Innern im Einverneh- 
men mit den Bundesministern für Ernährung, 


Landwirtschaft und Forsten und für Wirt- 
schaft, im Falle der Nr. 4 a außerdem im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesminister für Ver- 
teidigung; für Ausnahmen von Vorschriften 
über das Bestrahlen von Lebensmitteln ist 
außerdem das Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister für Atomfragen herzustellen. Im 
übrigen sind die von den Landesregierungen 
bestimmten Behörden zuständig.“ 

B egründung 

Eine Verwaltungszuständigkeit von Bundes- 
ministern In dem vorgesehenen Bereich er- 
scheint, ausgenommen In den Fällen des § 20 a 
Abs. 2 Nr. 4 a und b, nach den für über- 
regionale Verwaltungsakte geltenden Grund- 
sätzen nicht vertretbar. 

Die Begründung einer ausschließlichen Zu- 
ständigkeit des Bundesministers für Verteidi- 
gung In diesem Zusammenhang kann nicht als 
gerechtfertigt angesehen werden. 

12. Zu Artikel 2 und 4 

Der Bundesrat nimmt wie folgt Stellung: 

Im weiteren Gesetzgebungsverfahren sind 

a) In Artikel 2 Satz 1 die Worte „auf 
Grund anderer Ermächtigungen oder 
sonst“ und in Artikel 2 Satz 2 die Worte 
„Alle bisher bestehenden Ermächtigun- 
gen zur Zulassung von Ausnahmen der 
genannten Art“ durch genaue Bezeich- 
nung der erfa^^twii Ermächtigungen unter 
Angabe der entsprechenden Rechtsvor- 
schriften und Ihrer Fundstellen zu er- 
setzen, 

b) In Artikel 4 die Spezial Vorschriften, die 
unberührt bleiben sollen. Im einzelnen 
unter Angabe der Fundstelle aufzu- 
führen. 

Begründung 

Die Rechtssicherheit erfordert eine genaue 
Bezeichnung derjenigen Ermächtigungen, die 
erlöschen sollen oder die nicht mehr als 
ausreichende Rechtsgrundlage für eine Ein- 
zelausnahme angesehen werden. Dies er- 
scheint nicht nur vom Standpunkt des 
Staatsbürgers, sondern auch von dem des 
Verwaltungsbeamten und Richters not- 
wendig. Entsprechendes gilt für die Bezeich- 
nung der Spezialvorschriften, die auch In 
Zukunft neben der Novelle weiter gelten 
sollen. Gerade durch das Nebeneinander der 
summarischen Vorschriften des Artikels 2 
Satz 2 und der nicht präzisierten Bestim- 
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mung des Artikels 4 würde eine erhebliche 
Rechtsunsicherheit entstehen; z.B. ist danach 
nicht klar, ob die Ermächtigung des § 1 
Abs. 2 der Verordnung über unzulässige 
Zusätze und Behandlungsverfahren bei 
Fleisch vom 31. Oktober 1940 (RGBl. I 
S. 1470), wonach der Reichsminister des 
Innern Ausnahmen für die Verwendung 
von bestimmten Zusätzen erlassen kann, als 
eine „Ermächtigung zur Zulassung von Aus- 
nahmen der genannten Art“ Im Sinne des 
Artikels 2 Satz 2 des Entwurfs erlischt oder 
ob sie als Spezialvorschrift im Sinne des 
Artikels 4 aufrechterhalten bleibt. 

13. Zu Artikel 5 

Satz 2 Ist wie folgt neu zu fassen: 

„Rechts Verordnungen, die auf Grund des Ge- 
setzes über den Verkehr mit Lebensmitteln 
und Bedarfsgegenständen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 17. Januar 1936 
(Reichsgesetzbl. I S. 17) und der Verordnung 
vom 14. August 1943 (Reichsgesetzbl. I S. 488) 
oder auf Grund dieses Gesetzes erlassen wer- 
den, gelten Im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes.“ 

Begründung 

Die Fassung des Regierungsentwurfs sieht die 
automatische Geltung der Rechtsverordnungen 
im Land Berlin nur insoweit vor, als die 
Rechtsverordnungen auf dem jetzt vorgelegten 


Änderungsgesetz zum Lebensmittelgesetz be- 
ruhen. Mit der vorgeschlagenen Neufassung 
des Artikels 5 Satz 2 soll erreicht werden, daß 
In Zukunft alle Rechtsverordnungen, die auf 
Grund des Lebensmittelgesetzes oder auf 
Grund dieses Änderungsgesetzes ergehen, auto- 
matisch in Berlin gelten. 

14. Zu Artikel 6 

In Absatz 2 sind nach dem Wort „hergestellt“ 
die Worte „oder in den Geltungsbereich dieses 
Gesetzes verbracht“ einzufügen. 

Begründung 

Die Auslauffrist des Absatzes 2 muß auch für 
eingeführte Lebensmittel gelten. 

II. 

Der Bundesrat nimmt abschließend zu dem 
Gesetzentwurf wie folgt Stellung: 

Der Bundesrat behält sich die endgültige Stel- 
lungnahme zu dem Gesetzentwurf bis zur 
Beratung des Gesetzesbeschlusses des Bundes- 
tages vor, weil die Auswirkungen des Gesetzes 
auf die Wirtschaft abschließend erst dann be- 
urteilt werden können, wenn die zu seiner 
Durchführung erforderlichen Rechtsverord- 
nungen vorliegen. Die Bundesregierung wird 
deshalb gebeten, die zu erlassenden Rechtsver- 
ordnungen dem Bundesrat rechtzeitig vor- 
zulegen. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


Die Bundesregierung nimmt zu den Ände- 
rungsvorschlägen des Bundesrates wie folgt 
Stellung: 

Den Änderungsvorschlägen zu den Nr. 1 b), 
4 c), 4 d), 5 a), 6, 9 a), 9 b), 9 d), 10 a), 10 c), 
12 b), 13 wird zugestimmt. 

Zu den übrigen Vorschlägen wird folgendes 
bemerkt: 


Zu 1. a) 

Dem Vorschlag wird Insoweit nicht zuge- 
stimmt, als die Worte „die für andere be- 
stimmt sind“ ersetzt werden sollen durch 
die Worte „die dazu bestimmt sind, in den 
Verkehr gebracht zu werden". Der Schutz 
des Verbrauchers gegenüber „fremden Stof- 
fen" soll keineswegs allein, aber doch über- 
wiegend unter dem Gesichtspunkt des Ge- 
sundheitsschutzes gesichert werden. Äus die- 
sem Grunde erscheint es zweckmäßig, auch 
in § 4 a, entsprechend dem § 3 Nr. 1 Buch- 
stabe a, die Bestimmung „für andere" vorzu- 
sehen. Hinzu kommt, daß der Begriff „In- 
verkehrbringen" im Lebensmittelgesetz in 
der bisherigen Fassung nicht in einem ein- 
deutigen Sinne gebraucht wird. Im § 3 um- 
faßt dieser Begriff auch die Verwendung Im 
eigenen Haushalt, im § 4 dagegen nur das 
gewerbliche Inverkehrbringen. Besondere 
Schwierigkeiten haben sich für die Hausfrau 
audi aus der Vorschrift des § 3 nicht er- 
geben. Überdies wird sich die neu aufzuneh- 
mende Vorschrift in § 4 c Nr. 4 als Schutz 
für die Hausfrau auswirken. 


Zu l.c) 

Dem Vorsdilag wird zugestimmt mit der 
Maßgabe, daß der Zusatz folgende Fassung 
erhält: 


„ausgenommen gesundheitlich, geruchlich 
und geschmacklich unbedenkliche Spuren, die 
technisch unvermeidbar sind“. 

Diese Fassung erscheint klarer. 

Zu l. d) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt mit der 
Maßgabe, daß folgende Fassung gewählt 
wird: 

„4. die Verwendung von Pflanzenschutz- und 
Schädlingsbekämpfungsmitteln, Vorrats- 
schutzmitteln und Mitteln zur Verhütung 
des Keimens von Kartoffeln und zur Be- 
einflussung des Fruchtansatzes oder 
Fruchtabfalles, soweit sie oder Ihre Um- 
wandlungsprodukte in oder auf Lebens- 
mitteln die zulässigen Höchstmengen 
überschreiten, wenn diese Lebensmittel in 
den Verkehr gebracht werden; soweit die 
genannten Mittel oder Ihre Umwand- 
lungsprodukte die Höchstmeiigen nicht 
überschreiten, gelten sie nicht als fremde 
Stoffe im Sinne des Absatzes 2." 

Durch die veränderte Fassung soll bereits an 
dieser Stelle klargestellt werden, daß die Ver- 
wendung der genannten Mittel nur dann als 
dem Zusetzen fremder Stoffe nach Absatz 1 
gleichgestellt gilt, wenn die auf den Lebens- 
mitteln bei dem Inverkehrbringen noch vor- 
handenen Reste bestimmte Höchstmengen 
überschreiten. 

Zu 2. 

Dem Vorschlag wird zugestimmt mit der 
Maßgabe, daß die Worte „nicht als Be- 
handlung von Lebensmitteln Im Sinne des 
§ 4 a Abs. 3 gelten" ersetzt werden durch die 
Worte „nicht als Verfahren der in § 4 a 
Abs. 3 bezeichneten Art gelten". Die Strei- 
chung der Worte „von Lebensmitteln" ist er- 
forderlich, da die Erzeugnisse zu dem Zelt- 
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punkt der Verwendung der Pflanzenschutz- 
usw. -mittel nach § 4 a Abs. 3 Nr. 4 ggf. noch 
nicht als Lebensmittel im Sinne des Lebens- 
mittelgesetzes anzusehen sind. Im übrigen 
dient die vorgesehene Fassung der Anpassung 
an die reditstedinisch übliche Terminologie. 

Zu 3. a) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt mit der 
Maßgabe, daß das Wort „Menge“ durch das 
Wort „Weise“ ersetzt wird. Die Zulassung 
eines fremden Stoffes kann nicht nur hin- 
sichtlich der Menge des betreffenden Stoffes, 
sondern auch in bezug auf die Verwendung 
bei bestimmten Lebensmitteln beschränkt 
sein. 

Zu 3. b) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt, da 
nach dem Fassungsvorschlag der Bundes- 
regierung zu 1, d) die Verwendung der in 
§ 4 a Abs. 3 Nr. 4 angegebenen Stoffe, so- 
weit sie die zulässigen Fiöchstmengen unter- 
schreiten, nicht als Fremdstoffzusatz im 
Sinne des § 4 a Abs. 3 gilt. 

Zu 3. c) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die Bezeichnung „rein“ bei einem Lebens- 
mittel, dem ein, wenn auch zugelassener 
fremder Stoff zugesetzt ist, würde nicht der 
Verbrauchererwartung entsprechen. 

Die Begriffe „natürlich“ und „naturrein“ 
sind nicht immer synonym. Wie auch immer 
aber diese Begriffe verwendet werden, so 
erwartet der Verbraucher, daß dem betref- 
fenden Lebensmittel nicht etwas künstlich 
hinzugesetzt ist. 

Auch bei Zulassung eines fremden Stoffes 
nach § 5 a kann seine gesundheitliche Unbe- 
denklichkeit nicht unbedingt gewährleistet 
werden. 

Zu 3. d) 

Dem Vorschlag wird mit der Maßgabe zu- 
gestimmt, daß die Worte „zur Behandlung 
von Lebensmitteln“ ersetzt werden durch 
die Worte „zu einer nach § 4 a verbotenen 
Verwendung“, Die Änderung dient der Ver- 
deutlichung. 

Zu 4. a) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt mit der 
Maßgabe, daß es in Nr. 3 bei der Fassung 


der Regierungsvorlage bleibt, also die Worte 
„ob und“ entfallen. Die Einfügung dieser 
Worte erscheint nicht notwendig. 

Zu 4. b) 

Dem Vorsdilag wird nicht zugestimmt. Bei 
der hier erwähnten besonderen Art der Ver- 
wendung von Farbstoffen erscheint ihre 
Aufnahme in eine besondere Bestimmung 
wünschenswert. 

Zu 5. b) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. Es 
erscheint nicht vertretbar, deutschen Expor- 
teuren die Möglichkeit zu geben, von den 
Vorschriften des deutschen Lebensmittel- 
rechts abzuweichen, wenn dadurch gleichzei- 
tig Bestimmungen des Empfangslandes ver- 
letzt werden. Dies würde dem Ansehen der 
Bundesrepublik und den deutschen Export- 
interessen abträglich sein. Es ist deshalb not- 
wendig und auch durchführbar, das auslän- 
dische Lebensmittelre.ht zu berücksichtigen. 

Zu 7. 

Die Streichung der Worte „während der Ar- 
beits- oder Geschäftszeit“ würde zwar das 
Lebensmittelgesetz in Übereinstimmung mit 
den entsprechenden Bestimmungen desWein- 
und des Margarinegesetzes bringen, sie er- 
scheint jedoch deshalb nicht zwingend, weil 
nach Auffassung der Bundesregierung auch 
bisher schon unter „Arbeits- oder Geschäfts- 
zeit“ die gesamte Zeit zu verstehen war, in 
der in dem betreffenden Betrieb tatsächlich 
gearbeitet wird. 

Der Einfügung der Worte „sowie in die 
dazugehörigen Geschäftsräume“ wird zuge- 
stimmt. Sie wären vor dem Wort „während“ 
einzufügen. Im Hinblick auf die Vorschrift 
des Artikels 19 Abs. 1 Satz 2 GG muß ferner 
in das Gesetz an geeigneter Stelle eine Be- 
stimmung aufgenommen werden, wonach 
das Grundrecht des Artikels 13 GG einge- 
schränkt wird. 

Zu 8. 

Die Bundesregierung ist bereit, im weiteren 
Gesetzgebungsverfahren die Frage der Schaf- 
fung eines Beratungsgremiums in geeigneter 
Form zu erörtern. Die Einschaltung des Bun- 
desgesundheitsrates, der noch durdi andere 
Sachverständige verstärkt werden soll, er- 
scheint allerdings nicht zweckmäßig. Der 
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Bundesgesundheitsrat selbst besteht bereits 
aus 80 Mitgliedern. Er tritt nur ein- bis zwei- 
mal im Jahre zusammen. Seine Anhörung bei 
Verordnungen auf Grund des Lebensmittel- 
gesetzes würde solche Verordnungen stark 
verzögern. 

Zu 9. c) 

Die Einführung von Ordnungswidrigkeiten 
in das Lebensmittelgesetz muß einer Gesamt- 
reform des Gesetzes Vorbehalten bleiben und 
auf die lebensmittelrechtlichen Sondergesetze 
Rücksicht nehmen. 

Die Verbote der §§ 3, 4 LMG und der nach 
§ 5 LMG erlassenen Vorschriften dienen dem 
Schutz der Volksgesundheit oder dem Schutz 
der Allgemeinheit vor Übervorteilungen. 
Zuwiderhandlungen sind deshalb nach gel- 
tendem Recht mit Kriminalstrafe bedroht, 
und zwar als „Vergehen“, mit Ausnahme des 
Tatbestandes Im § 12 Abs. 2, der eine „Über- 
tretung“ enthält. Um die Androhung von 
Geldbuße für Fälle von geringfügiger Bedeu- 
tung zu ermöglichen, ist es erforderlich, das 
kriminelle Unrecht von der Ordnungswidrig- 
keit nach objektiven Gesichtspunkten abzu- 
grenzen und die Verbotstatbestände der 
§§ 3, 4 LMG und der nach § 5 LMG erlasse- 
nen Vorschriften entsprechend umzuformen. 
Das gleiche gilt für die neu eingeführten Ver- 
bote der §§ 4 a und 4 c und der nach § 5 a 
zu erlassenden Vorschriften. Die Abgrenzung 
muß systematischen und praktischen Forde- 
rungen gerecht werden. Eine Unterscheidung 
nur nach der Schuldform in der Weise, daß 
bei bestimmten Verboten die fahrlässige Tat 
zur Ordnungswidrigkeit erklärt wird, ist 
schon aus praktischen Gründen nicht tragbar. 
Hinzukommt, daß eine teilweise Umstellung 
der Verbote des Lebensmittelgesetzes auf 
Ordnungswidrigkelten ohne gleichzeitige 
Änderung der Straftatbestände In den lebens- 
mittelrechtlichen Sondergesetzen zu Schwie- 
rigkeiten führen würde und den mit einer 
Änderung der Strafvorschriften des Lebens- 
mittelgesetzcs beabsichtigten Erfolg in erheb- 
lichem Umfange vereiteln könnte. 

Zu 10. b) 

Die Streichung der Nr. 2 ergibt sich nicht 
aus der von dem Bundesrat vorgeschlagenen 
und von der Bundesregierung angenomme- 
nen Neufassung des § 5 b. In vielen Fällen 
wird es zweckmäßiger und einfacher sein, 
einem einzelnen Exportwunsch von zeitlich 
oder räumlich begrenzter Bedeutung durch 


eine Einzelausnahmebewilligung In Form 
eines Verwaltungsaktes zu entsprechen. 

Zu 10. d) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. Da 
die Bundesregierung an der Fassung der Re- 
gierungsvorlage zu § 20 b Abs. 1 festhält, 
erübrigt sich die Neufassung der Nr. 4 in 
§ 20 a Abs. 2. 

Zu 10. e) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. Ein 
Kennzeichnungszwang für die Sonderver- 
pflegung (Absatz 2 Nr. 4) ist aus einsatz- 
technischen Gründen nicht möglich. Nach der 
Streichung der Nr. 3 In § 20 a Abs. 2 [Vor- 
schlag zu 10. c)], der die Bundesregierung zu- 
stimmt, müssen In § 20 a Abs. 3 die Worte 
„In den Fällen des Absatzes 2 Nr. 1 und 3 
dürfen keine Ausnahmen“ ersetzt werden 
durch die Worte „Im Falle des Absatzes 2 
Nr. 1 darf keine Ausnahme“. 

Zu 11. 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. Die 
Bundesregierung vertritt die Auffassung, daß 
in sämtlichen Fällen des § 20 a Abs. 2 die 
von einigen Ausschüssen des Bundesrates Im 
Jahre 1954 geforderten Voraussetzungen für 
„überregionale Verwaltungsakte“ gegeben 
sind. Die in diesen Fällen erforderliche ein- 
heitliche Verwaltungspraxis kann durch den 
Erlaß von Rechtsverordnungen oder allge- 
meinen Verwaltungsvorschriften oder auch 
durch Verwaltungsvereinbarungen der Län- 
der nicht herbeigeführt werden, da mit 
Rücksicht auf die besonderen Verhältnisse 
eines jeden Einzelfalles nur individuelle 
Entscheidungen möglich sind. Es handelt sich 
ferner um Verwaltungsakte von überländer- 
mäßiger Bedeutung, die sinnvollerweise nur 
von den obersten Bundesbehörden erlassen 
werden können. Dies gilt auch für die den 
Ländern unterstehende Polizei oder Hilfs- 
und Notdienste, da auch hier die Voraus- 
setzungen für Ausnahmegenehmigungen nach 
überländermäßigen Gesichtspunkten beurteilt 
werden müssen. Die Begründung einer aus- 
schließlichen Zuständigkeit des Bundes- 
ministers für Verteidigung ist Im Hinblick 
darauf notwendig, daß es sich um Entschei- 
dungen handelt, die sich unter Umständen 
aus internationalen Verpflichtungen ergeben 
oder aus militärtechnischen Gründen nur von 
diesem Ressort getroffen werden können. 


22 



Zu 12. a) 

Durch Artikel 2 Satz 1 soll lediglich zum 
Ausdruck kommen, daß die dort genannten 
Ausnahmen erlöschen sollen, soweit sie durch 
Verwaltungsakte zugelassen worden sind. 
Zur Klarstellung dieser Absicht erscheint es 
zweckmäßig, nach den Worten „vor dem In- 
krafttreten dieses Gesetzes“ die Worte „durch 
Verwaltungsakt“ einzufügen und das Komma 
hinter „Rechtsverordnungen“ sowie die 
Worte „die auf Grund des § 20“ bis „zuge- 
lassen worden sind,“ zu streichen. 

Was die Stellungnahme des Bundesrates zu 
Artikel 2 Satz 2 betrifft, so wird sich die 


Bundesregierung bemühen, dem Vorschlag 
des Bundesrates zu entsprechen. 


Zu 14. 

Dem Vorschlag wird zugestimmt mit der 
Maßgabe, daß gleichzeitig vor dem Wort 
„hergestellt“ die Worte „Im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes“ eingefügt werden. Durch 
die Einfügung soll klargestellt werden, daß 
die erste Alternative nur für die im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes hergestellten 
Lebensmittel gilt. 


23 



